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DDR-Bürgerrechtler warnen: BSW-Risiko
für Ostdeutschlands Demokratie

Frühere DDR-Bürgerrechtler warnen vor einer möglichen
Regierungsbeteiligung von Sahra Wagenknechts BSW nach

Wahlen in Ostdeutschland.

Die politischen Spannungen in Ostdeutschland nehmen zu,
insbesondere im Hinblick auf die bevorstehenden
Landtagswahlen. Ein offener Brief ehemaliger
Bürgerrechtlerinnen und Bürgerrechtler wirft Fragen zur Haltung
der neuen Partei Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) bezüglich
des Ukraine-Kriegs auf. Bedingt durch die außenpolitischen
Äußerungen der Partei befürchten viele, dass eine mögliche
Regierungsbeteiligung des BSW schwerwiegende Auswirkungen
auf die Demokratie in der Region haben könnte. Diese Besorgnis
wurde von Marianne Birthler, der ehemaligen Chefin der Stasi-
Unterlagen-Behörde, zum Ausdruck gebracht, die den Brief aktiv
unterstützt.

Die Relevanz des Offenen Briefes

Das Schreiben, das von 58 engagierten Personen aus Sachsen
unterzeichnet wurde, kritisiert insbesondere die Positionen von
Sahra Wagenknecht und anderen BSW-Mitgliedern zum Ukraine-
Konflikt. In ihrem Brief appellieren die Unterzeichner an die
„demokratischen Parteien“, über eine Koalition mit dem BSW
nach den Landtagswahlen nachzudenken. Die Bewerbung um
eine Regierungsverteidiung wird als potenzielle Bedrohung für
die Freiheit und Sicherheit in der Region angesehen.



Kritik und politische Rückmeldungen

Politiker und Experten äußern sich zum Inhalt des offenen
Briefes, der am Wochenende in den sozialen Medien viral ging.
Der Kölner Politikwissenschaftler Thomas Jäger und der
stellvertretende Fraktionsvorsitzende der Grünen, Konstantin
von Notz, haben ihre Unterstützung für diesen Ausdruck der
Besorgnis über die wiederholte Verbreitung von
Falschinformationen durch die BSW geäußert. Sie betonen, dass
Wagenknecht und ihre Partei sich auf gefährliche Narrativen
bewegen, die potenziell das Vertrauen in die Demokratie
untergraben könnten.

Der Widerstand der BSW-Vorsitzenden

Sahra Wagenknecht reagierte unerwartet auf die Vorwürfe und
bezeichnete den Brief als feindliche Attacke gegen ihre neue
Partei. Ihre Argumentation, dass die Sorge über ihre politischen
Ansichten unrechtmäßig sei, stützt sie damit, dass viel mehr
Ostdeutsche eine diplomatische Lösung für den Ukraine-Konflikt
wünschen, als es die Bürgerrechtler darstellen. In ihren Augen
könnte die negative Wahrnehmung der BSW den Anderen
erheblichen Schaden zufügen und den Wandel in der politischen
Landschaft der Region behindern.

Die historische Perspektive der
Bürgerrechtler

Die unterzeichnenden Bürgerrechtler haben eine bewegte
Vergangenheit, in der sie teilweise gegen die einheitliche Politik
der DDR und die SED mobilisierten. Die Differenz zwischen ihren



Bestrebungen für Freiheit und Demokratie und Wagenknechts
früheren Entscheidungen, innerhalb der SED aktiv zu sein, ist
signifikant und wirft komplexe Fragen zur politischen Identität
auf. Dies führt dazu, dass viele Menschen in der ostdeutschen
Gesellschaft heute über den neuen Kurs der BSW nachdenken
und ihre Wurzeln in der Geschichte der DDR reflektieren.

Die bevorstehenden Wahlen und ihre
Folgen

Die Landtagswahlen im September in Thüringen, Sachsen und
Brandenburg stehen vor der Tür, und Umfragen zeigen, dass das
BSW dort zwischen 15 und 20 Prozent der Stimmen erreichen
könnte. Diese möglichen Wahlergebnisse könnten die politische
Landschaft entscheidend verändern, besonders wenn eine
Koalition mit der CDU in Betracht gezogen wird.

In Anbetracht der derzeitigen gesellschaftlichen Spannungen
und der Ungewissheiten durch den Ukraine-Krieg wird die
politische Debatte in Ostdeutschland zunehmend aufgeladen.
Der noch nie dagewesene Druck, den das BSW auf die politische
Struktur ausüben könnte, erfordert eine kritische
Auseinandersetzung mit den bestehenden Strukturen und den
möglichen Folgen ihrer politischen Ausrichtung.
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